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STANDPUNKT ZUM TIERHALTUNGSKENNZEICHNUNGSGESETZ

Quo vadis?

Stand: 15. Juli 2026, 15:36 Uhr - Thomas Dosch

Der Zeitplan wackelt und Thomas Dosch ordnet die Implikationen ein.

Kurzfassung

Die EU-Kommission hat die Prüffrist für das novellierte Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz bis zum 15. November verlängert. Der Widerstand
der EU-Staaten gegen die Einbeziehung ausländischer Ware ist mehr als
deutlich geworden. Für den deutschen Gesetzgeber ergeben sich fünf Op-
tionen – vom Rückgriff auf das Gesetz von 2023 bis zum kompletten Neu-
start, schreibt Thomas Dosch von der Premium Food Group in einem
Standpunkt für AGRA Europe.

Seit fast zehn Jahren wird in Deutschland über eine staatliche Tierhaltungskennzeich-
nung diskutiert und in Ministerien und Parlamenten beraten. Nach unzähligen Dialogrun-
den zwischen Politik und Verbänden sowie den Beschlüssen der Borchert-Kommission
und der Zukunftskommission Landwirtschaft trat im August 2023 das „Gesetz zur Kenn-
zeichnung von Lebensmitteln mit der Haltungsform der Tiere, von denen die Lebensmittel
gewonnen wurden“ in Kraft.

Seitdem wurde der Start des Gesetzes mehrfach verschoben. Wegen technischer Heraus-
forderungen, politischer Uneinigkeit und veränderten Prioritäten wurde der Termin in
mehreren Schritten auf den 1. Januar 2027 verlegt. Den Verschiebungen wird nun abseh-
bar ein weiteres Kapitel hinzugefügt werden. Denn die EU-Kommission hat die Frist zur
Prüfung nun um drei Monate bis zum 15. November 2026 verlängert.

Es ist daher an der Zeit einzuordnen, was das für die Zukunft des THKG bedeutet und wel-
che Optionen der Regierungskoalition nun zur Verfügung stehen.

Bundesregierung wollte Gesetz verbessern

Zuvor sei daran erinnert, dass Schwarz-Rot gemäß Koalitionsvertrag das THKG reformie-
ren und praxistauglich machen wollte. Insbesondere sollte das Downgrading ermöglicht,
die Gemeinschaftsverpflegung – gegen den Widerstand der Gastronomie – ebenfalls der
Kennzeichnungspflicht unterworfen und ausländische Ware einbezogen werden.

Anfang Mai wurde das neue Gesetz zur Prüfung an die EU-Kommission nach Brüssel über-
mittelt. Nicht berücksichtigt wurden dabei jedoch die eingereichten Stellungnahmen und
Gutachten aus der Wirtschaft.

EU-Nachbarn auf den Barrikaden

Das war offensichtlich ein Fehler. Denn bei der Notifizierung des THKG in Brüssel zeigt
sich immer deutlicher, wie stark der Widerstand der übrigen EU-Staaten gegen die Einbe-
ziehung in ein deutsches Tierhaltungskennzeichnungsgesetz ist.
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Das war absehbar und dürfte zumindest die beteiligten Verbände und Gutachter kaum
überraschen; schließlich gingen diese in ihren Stellungnahmen bereits davon aus, dass
der vom BMLEH vorgelegte Entwurf nicht EU-rechtskonform ist.

Aus den Entwicklungen in Brüssel ergeben sich fünf Optionen für das mögliche weitere
Vorgehen des deutschen Gesetzgebers.

Option 1: „Zurück zu 2023“

Die Novelle von Schwarz-Rot wird aufgegeben, die Kennzeichnungspflicht tritt am 1. Janu-
ar 2027 auf Basis des geltenden Gesetzes von 2023 in Kraft.

Dies hätte zur Folge, dass alle Bedenken gegenüber dem Ursprungsgesetz, beispielsweise
zu den praxisfernen Downgrading-Regelungen, unberücksichtigt blieben – zum Schaden
von Zweck und Ziel des Gesetzes.

Option 2: „Aus für ausländische Ware“

Im Rahmen des anstehenden parlamentarischen Verfahrens beschließt der Gesetzgeber
die Novelle, mit Ausnahme der Regelungen, die der Notifizierung durch die EU-Kommissi-
on unterliegen. Konkret: Ausländische Ware bliebe außen vor und müsste nicht gekenn-
zeichnet werden.

Das würde einen Anreiz schaffen, Wertschöpfung aus Deutschland ins Ausland zu verla-
gern: Deutsche Schweine würden in EU-Nachbarstaaten verbracht, dort verarbeitet und
anschließend ohne Kennzeichnungspflicht zurück nach Deutschland geliefert.

Option 3: „Dritte Nachspielzeit“

Der Gesetzgeber setzt sich mit den Rückmeldungen der EU-Kommission, den Stellung-
nahmen der Verbände und den vorliegenden Rechtsgutachten auseinander und bessert
das Verfahren so nach, dass auch ausländische Ware in die staatliche Kennzeichnungs-
pflicht einbezogen wird.

Dies hätte zur Folge, dass die aktuelle Frist für das Inkrafttreten der Kennzeichnungs-
pflicht nicht eingehalten werden könnte; eine erneute Verschiebung wäre unumgänglich.

Option 4: „Abschied von staatlicher Kennzeichnung“

Der Gesetzgeber nimmt Abstand vom Vorhaben einer staatlichen Pflichtkennzeichnung.

Dies würde bedeuten, dass die Interessen von Verbraucherverbänden und landwirtschaft-
lichen Interessengruppen, die die Kennzeichnung aus unterschiedlichen Gründen befür-
worten, unberücksichtigt blieben.

Option 5: „Zurück auf Los“

Als Kompromiss bliebe die Möglichkeit, das bestehende THKG von 2023 aufzuheben und
sich zugleich in der Regierungskoalition verbindlich darauf zu verständigen, auf Basis
der gesammelten Erkenntnisse ein gänzlich neues Gesetz vorzulegen.

In diesem Gesetz müsste das Downgrading möglich sein, ausländische Ware einbezogen
und für die Gemeinschaftsverpflegung eine zweckmäßige Regelung getroffen werden.
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Praktikable Lösung nötig

Worauf kommt es jetzt an? Auf praktikable Lösungen, die weder inländische noch auslän-
dische Betriebe diskriminieren, die den höheren Aufwand für mehr Tierwohl honorieren
und die keine neuen bürokratischen Kosten durch unnötige Registrierungspflichten
schaffen. Die Konzepte dazu liegen auf dem Tisch. AgE

Zur Person

Thomas Dosch leitet das Hauptstadtbüro der Premium Food Group. Er war zwölf Jahre
Präsident von Bioland, bevor er den Verband 2011 verließ. Anschließend war er unter ande-
rem einige Jahre Abteilungsleiter im niedersächsischen Landwirtschaftsministerium un-
ter dem damaligen Grünen-Ressortchef Christian Meyer. 2020 hat Dosch bei seinem da-
mals noch als Tönnies-Holding bekannten heutigen Arbeitgeber angeheuert.


